Von der UN-Agenda 21 zur lokalen Agenda 21

Aktionsprogramm(e)  für das 21. Jahrhundert: global – lokal - regional
Die Agenda 21 ist das bei der Konferenz für Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nationen (UNCED) in Rio de Janeiro (1992; „ERDGIPFEL“) von mehr als 170 Staaten verabschiedete Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert. Mit 40 Kapiteln der Agenda 21 werden alle wesentlichen Politikbereiche einer umwelt-verträglichen, nachhaltigen Entwicklung angesprochen. 

Mit diesem Aktionsprogramm werden detaillierte Handlungsaufträge gegeben, um einer weiteren Ver​schlechterung der Situation entgegenzuwirken, eine schrittweise Verbesserung zu erreichen und eine nach​haltige Nutzung der natürlichen Ressourcen sicherzu​stellen. Wesentlicher Ansatz ist dabei die Integration von Umweltaspekten in alle anderen Politikbereiche. Das Aktionsprogramm gilt sowohl für Industrie- wie für Entwicklungsländer. Es enthält wichtige Festlegun​gen, u. a. zur Armutsbekämpfung, Bevölkerungspolitik, zu Handel und Umwelt, zur Abfall-, Chemikalien-, Klima- und Energiepolitik, zur Landwirtschaftspolitik sowie zu finanzieller und technologischer Zusammen​arbeit der Industrie- und Entwicklungsländer.

Das 28. Kapitel der Agenda 21 ist die kurz so be-zeichnete „Lokale Agenda 21“ oder „Kommunale Agenda“: Es heißt „Initiativen der Kommunen zur Unterstützung der Agenda 21“. Genauer gesagt, die Kommunen haben u.a. die Aufgabe erhalten, gemein​sam mit ihren Bürgern, Organisationen und der Wirtschaft Konsens zur lokalen Agenda 21, d.h. für kommunale Aktionsprogramme zu erzielen (siehe Abschnitt 28.2.). Aber auch viele andere Kapitel der Agenda 21 berühren die Kommunen (Städte und Ge-meinden) und die von ihren Zusammenschlüssen gebildeten Regionen (Möglichkeit zur Regionalen Agenda 21), s.u. im Inhaltsverzeichnis der Agenda 21.
„Die Kommission für Nachhaltige Entwicklung (CSD) wurde im Dezember 1992 gegründet, um eine effektive Nachwirkung der UNCED zu sichern und um die Umsetzung der Beschlüsse auf lokalem, nationalem, regionalem und internationalem Niveau zu beobachten und darüber zu berichten. Es wurde vereinbart, dass die Sonder-Generalversammlung der Vereinten Nationen in 1997 sich mit einem 5-Jahre-Bericht zum Fortschritt des Erdgipfels befasst.“#
„Die volle Umsetzung der Agenda 21, das Programm für die weitere Umsetzung der Agenda 21 und die Ver​pflichtung zu den Prinzipien von Rio wurden beim Weltgipfel für Nachhaltige Entwicklung (WSSD) bekräftigt, der vom 26.August bis 2. Sept. 2002. in Johannesburg, Südafrika, stattfand.“#
# Die beiden letzten Absätze sind zitiert aus:

http://www.un.org/esa/sustdev/documents/agenda21/index.htm übersetzt aus dem Englischen von Georg Löser, Dez. 2004

Agenda 21, Kapitel 28 **
INITIATIVEN DER KOMMUNEN ZUR UNTERSTÜTZUNG DER AGENDA 21

PROGRAMMBEREICH

Handlungsgrundlage

28.1 Da viele der in der Agenda 21 angesprochenen Probleme und Lösungen auf Aktivitäten auf der örtlichen Ebene zurückzuführen sind, ist die Beteili​gung und Mitwirkung der Kommunen ein entschei-dender Faktor bei der Verwirklichung der in der Agen​da enthaltenen Zielen. Kommunen errichten, verwalten und unterhalten die wirtschaftliche, soziale und ökolo​gische Infrastruktur, überwachen den Planungsablauf, entscheiden über die kommunale Umweltpolitik und kommunale Umweltvorschriften und wirken außerdem an der Umsetzung der nationalen und regionalen Umweltpolitik mit. Als Politik- und Verwaltungsebe-ne, die den Bürgern am nächsten ist, spielen sie eine entscheidende Rolle bei der Informierung und Mobili​sierung der Öffentlichkeit und ihrer Sensibilisierung für eine nachhaltige umweltverträgliche Entwicklung.

Ziele

28.2 In diesem Programmbereich sind folgende Ziele vorgesehen:

a) bis 1996 soll sich die Mehrzahl der Kommunal​verwaltungen der einzelnen Länder gemeinsam mit ihren Bürgern einem Konsultationsprozeß unterzogen haben und einen Konsens hinsichtlich einer "kommu​nalen Agenda 21" für die Gemeinschaft erzielt haben;
b) bis 1993 soll die internationale Staatengemeinschaft einen Konsultationsprozeß eingeleitet haben, dessen Ziel eine zunehmend engere Zusammenarbeit zwischen den Kommunen ist;

c) bis 1994 sollen Vertreter von Verbänden der Städte und anderer Kommunen den Umfang der Zusammen​arbeit und Koordinierung intensiviert haben, deren Ziel die Intensivierung des Austausch von Informationen und Erfahrungen zwischen den Kommunen ist;

d) alle Kommunen in jedem einzelnen Land sollen dazu angehalten werden, Programme durchzuführen und zu überwachen, deren Ziel die Beteiligung von Frauen und Jugendlichen an Entscheidungs-, Planungs- und Umsetzungsprozessen ist.

Maßnahmen

28.3 Jede Kommunalverwaltung soll in einen Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und eine "kommunale Agen​da 21" beschließen. Durch Konsultation und Herstel​lung eines Konsenses würden die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen Organisationen, von Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorga​nisationen lernen und für die Formulierung der am besten geeigneten Strategien die erforderlichen Informationen erlangen. Durch den Konsultations​prozeß würde das Bewußtsein der einzelnen Haushalte für Fragen der nachhaltigen Entwicklung geschärft. Außerdem würden kommunalpolitische Programme, Leitlinien, Gesetze und sonstige Vorschriften zur Verwirklichung der Zielen der Agenda 21 auf der Grundlage der verabschiedeten kommunalen Program​me bewertet und modifiziert. Strategien könnten auch dazu herangezogen werden, Vorschläge für die Fi​nanzierung auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zu begründen.

28.4 Partnerschaften zwischen einschlägigen Organen und Organisationen wie etwa dem Entwicklungs​programm (UNDP), dem Zentrum für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) und dem Umweltprogramm (UNEP) der Vereinten Nationen, der Weltbank, regionalen Banken, dem Internationalen Gemeinde​verband (IULA), der World Association of the Major Metropolises, dem Summit of Great Cities of the World, der United Towns Organization und anderen wichtigen Partnern sollen gefördert werden, um vermehrt eine internationale Unterstützung für Pro​gramme der Kommunen zu mobilisieren. Ein wichtiges Ziel in diesem Zusammenhang wäre, bereits vorhan​dene Institutionen, die mit der Stärkung der Hand-lungsfähigkeit der Kommunen und dem kommu​nalen Umweltmanagement befaßt sind, vermehrt zu fördern, auszubauen und zu verbessern. Zu diesem Zweck

a) sind Habitat und andere einschlägige Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen aufgefordert, ihre Bemühungen um die Beschaffung von Informationen über Strategien von Kommunen, insbesondere derjenigen, die internationaler Unter​stützung bedürfen, zu verstärken;

b) könnten im Rahmen regelmäßiger Konsultationen unter Beteiligung internationaler Partner sowie auch der Entwicklungsländer Strategien überprüft und Überlegungen angestellt werden, wie eine solche internationale Unterstützung am besten mobilisiert werden könnte. Eine derartige sektorale Absprache würde als Ergänzung zu parallel dazu auf Länderebene geführten Konsultationen, wie etwa den im Rahmen von Beratungsgruppen und Rundtischkonferenzen stattfindenden Beratungen, dienen.

28.5 Vertreter von Verbänden der Kommunen werden aufgefordert, den Austausch von Informationen und Erfahrungen und die gegenseitige technische Hilfe zwischen den Kommunen zu intensivieren.

Instrumente zur Umsetzung

(a) Finanzierung und Kostenabschätzung

28.6 Es wird empfohlen, daß alle Beteiligten ihren Finanzbedarf in diesem Bereich neu bewerten. Die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten (1993-2000) für die vom internationalen Sekretariat zu erbringenden Mehrleistungen im Rahmen der Durchführung der im vorliegenden Kapitel genannten Maßnahmen werden vom Sekretariat der UNCED auf etwa 1 Million Dollar veranschlagt, in Form an Zuschüssen oder in Form konzessionärer Kredite von der internationalen Staatengemeinschaft. Es handelt sich dabei nur um überschlägige, von den betroffenen Regierungen noch nicht überprüfte Schätzungen der Größenordnung.

(b) Entwicklung der menschlichen Ressourcen und Stärkung der personellen und institutionellen Kapa-zitäten
28.7 Dieses Programm soll den Stärkung der per-sonellen und institutionellen Kapazitäten und Ausbil-dungsmaßnahmen erleichtern, die bereits in anderen Kapiteln der Agenda 21 enthalten sind.

** aus der Agenda 21 der UNCED 1992 („Lokale Agenda 21“)

Inhaltverzeichnis der Agenda 21 1)
1. Präambel 

2. Teil I. Soziale und Wirtschaftliche Dimensionen 

Internationale Zusammenarbeit zur Beschleunigung nachhaltiger Entwicklung in den Entwicklungslän​dern und damit verbundene nationale Politik 

3.  Armutsbekämpfung 

4.  Veränderung der Konsumgewohnheiten 

5.  Bevölkerungsdynamik und nachhaltige Entwicklung 

6.  Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit 

7.  Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 

8.  Integration von Umwelt- und Entwicklungszielen in 
     die Entscheidungsfindung 

9.  Teil II Erhaltung und Bewirtschaftung der Ressourcen für die Entwicklung, Schutz der Erdatmosphäre 

10. Integrierter Ansatz für die Planung und Bewirtschaf​
      tung der Bodenressourcen, Förderung einer nachhalti​

      gen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung 

11. Bekämpfung der Entwaldung 

12. Bewirtschaftung empfindlicher Ökosysteme: 
      Bekämpfung der Wüstenbildung und der Dürren 

13. Bewirtschaftung empfindlicher Ökosysteme:
      nachhaltige Bewirtschaftung von Berggebieten 

14. Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und 
      ländlichen Entwicklung 

15. Erhaltung der biologischen Vielfalt 

16. Umweltverträgliche Nutzung der Biotechnologie 

17. Schutz der Ozeane, aller Arten von Meeren einschließ-
      umschlossener und halbumschlossener Meere und
      Küstengebiete sowie Schutz, rationelle Nutzung und
       Entwicklung ihrer lebenden Ressourcen 

18. Schutz der Güte und Menge der Süßwasserressourcen:
      Anwendung integrierter Ansätze zur Entwicklung,
      Bewirtschaftung und Nutzung der Wasserressourcen 

19. Umweltverträglicher Umgang mit toxischen Chemi​

      kalien einschließlich Maßnahmen zur Verhinderung
     des illegalen internationalen Handels mit toxischen und
     gefährlichen Produkten 

20. Umweltverträgliche Entsorgung gefährlicher Abfälle einschließlich der Verhinderung von illegalen internationalen Verbringungen solcher Abfälle 

21. Umweltverträglicher Umgang mit festen Abfällen und klärschlammspezifische Fragestellungen 

22. Sicherer und umweltverträglicher Umgang mit radioaktiven Abfällen 

Teil III: Stärkung der Rolle wichtiger Gruppen 

23. Präambel

24. Globaler Aktionsplan für Frauen zur Erzielung einer nachhaltigen und gerechten Entwicklung 

26. Anerkennung und Stärkung der Rolle der eingebore​nen Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften 

25. Kinder und Jugendliche und nachhaltige Entwicklung 

27. Stärkung der Rolle der nichtstaatlichen Organisati​ onen - Partner für eine nachhaltige Entwicklung 

28. Initiativen der Kommunen zur Unterstützung der Agenda 21 *
29. Stärkung der Rolle der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften 

30. Stärkung der Rolle der Privatwirtschaft 

31. Wissenschaft und Technik 

32. Stärkung der Rolle der Bauern 

33. Teil IV. Möglichkeiten der Umsetzung, Finanzielle Ressourcen und Finanzierungsmechanismen 

34. Transfer umweltverträglicher Technologien, Kooperation und Stärkung von personellen und institutionellen Kapazitäten 

35. Die Wissenschaft im Dienst einer nachhaltigen Entwicklung 

36. Förderung der Schulbildung, des öffentlichen Bewußt​seins und der beruflichen Aus- und Fortbildung 

37. Nationale Mechanismen und internationale Zusammenarbeit zur Stärkung der personellen und institutionellen Kapazitäten in Entwicklungsländern 

38. Internationale institutionelle Rahmenbedingungen 

39. Internationale Rechtsinstrumente und -mechanismen 

40. Informationen für die Entscheidungsfindung 

1) entnommen aus www.bmu.de
* Unterstreichung durch Redaktion
Zusammengestellt von Dr. Georg Löser, 24.12.2004
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